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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 19. Februar 1957 

6 — 65304 — 1406/57 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den 

Entwurf eines Zwölften Gesetzes zur Änderung 
des Zolltarifs (Mineralölzölle) 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deutschen 
Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner 170. Sitzung am 25. Januar 1957 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes zu dem Entwurf wie folgt 
Stellung genommen: 

„1. Nachstehender Artikel 3 ist einzufügen: 

, Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt nicht im Saarland.* 

2. Der bisherige Artikel 3 wird Artikel 4." 

Der Bundesrat begründet seinen Beschluß damit, daß das Saarland 
sich zur Zeit noch in Zollunion mit Frankreich (Artikel 12 des Saar- 
vertrages) befinde. Aus diesem Grunde könnten die vorgesehenen 
Änderungen des Zolltarifs im Saarland keine Anwendung finden. 

Die Bundesregierung tritt diesem Vorschlag bei. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Dr. h. c. Blücher 


Drude: Bonner Universitäts-Buchdrudeerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg 
Rheinallee 20, Telefon 3551 



Entwurf eines Zwölften Gesetzes 

zur Änderung des Zolltarifs (Mineralölzölle) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 


Artikel 1 

Der Zolltarif (Bundesgesetzbh 1951 IS. 527) 
in der zur Zeit geltenden Fassung wird wie 
folgt geändert: 

1. In der Tarifnr. 27 10 - A wird der Zollsatz 

„12,90 DM" ersetzt durch „12,50 DM". 

2. Die Anmerkung 1 Buchstabe a zu Tarifnr. 

27 10 erhält die folgende Fassung: 

„a) (Vergütungsfähige Erdölrückstände) 

Wird Bitumen oder Petrolkoks der 
Nr. 2714-B oder C aus Erdöl her- 
gestellt, das im Geltungsbereich dieses 
Tarifs verzollt worden ist, oder fallen 
bei der Verarbeitung solchen Erdöls 
Schwefel der Nr. 25 03 oder der Nr. 
28 02 -C-1 oder Gase der Nr. 27 06 
als Nebenerzeugnisse an, so werden für 
je 100 kg dieser Waren 12,50 DM ver- 
gütet." 

3. Die Anmerkung 1 Buchstabe b zu Tarifnr. 

2710 erhält die folgende Fassung: 

„b) (Vergüttmgsfähige Mineralöle) 

(1) Vergütungsfähige Mineralöle sind 
Waren der Nr. 2710-B bis D, 2711, 
27 12, 2713 und 27 14 - A, die im zoll- 
inländischen Geltungsbereich dieses 
Tarifs oder in einem Bearbeitungs- 
oder Verarbeitungsverkehr nach § 69 
Abs. 1 Nr. 42 des Zollgesetzes in einem 
Freihafen aus Erdöl hergestellt worden 
sind. Schweröle mit einem Asphalt- 
gehalt von mehr als 0,5 ®/o und 


Schweröle, die bei der Untersuchung 
nach ASTM D 155 - 45 T eine höhere 
Farbzahl als 8 aufweisen, sind jedoch 
nur vergütungsfähig, wenn sie aus 
Erdöl hergestellt sind, das im Gel- 
tungsbereiA dieses Tarifs verzollt 
worden ist. 

(2) Eine Vergütung wird gewährt, 
wenn vergütungsfähige Mineralöle aus- 
geführt, zu einem Zollverkehr abge- 
fertigt oder nach Herstellung in einem 
Freihafen unmittelbar in das Zollaus- 
land oder endgültig in den Freihafen 
gebracht werden. 

(3) Die Vergütung beträgt 12,50 DM 
für 100 kg der vergütungsfähigen 
Menge. Sind jedoch Schmieröle durch 
Bearbeitung von Schmieröl hergestellt 
worden, das im Geltungsbereich dieses 
Tarifs verzollt worden ist, und werden 
sie zum endgültigen Verbleib oder 
Verbrauch in das Zollausland ausge- 
führt, so kann die Vergütung nach 
dem Zollsatz bemessen werden, der bei 
der Verzollung des Schmieröls ange- 
wendet worden ist. 

(4) Vergütungsfähige Menge ist die ab- 
gefertigte oder ausgeführte Menge zu- 
züglich 2 Vo. Wird jedoch raffiniertes 
Schweröl zum endgültigen Verbleib 
oder Verbrauch in das Zollausland 
ausgeführt, so kann die Vergütung für 
die vom Hersteller nachzuweisende 
Schwerölmenge gewährt werden, die 
zur Herstellung des raffinierten 
Schweröls verbraucht worden ist. 

(5) Die Vergütungsfähigkeit eines 
Mineralöls wird nicht dadurch berührt, 
daß es aus dem freien Verkehr des 
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Zollgebietes ohne Zollvergütung zur 
vorübergehenden Lagerung in einen 
Freihafen gebracht wird. Wird es Im 
Anschluß daran aus dem Lagerverkehr 
unmittelbar In das Zollausland oder 
endgültig in den Freihafen gebracht, so 
gilt Absatz 2 entsprechend.“ 

4. Die beiden ersten Sätze der Anmerkung 1 
Buchstabe c zu Tarifnr. 2710 werden durch 
die folgenden Bestimmungen ersetzt: 

„Vergütungsfähige Schmiermittel sind 
Schmiermittel der Nr. 34 04 - A - 1, die im 
zollinländlschen Geltungsbereich dieses 
Tarifs oder in einem Bearbeitungs- oder 
Verarbeitungsverkehr nach § 69 Abs. 1 
Nr. 42 des Zollgesetzes in einem Freihafen 
aus vergütungsfähigem Schweröl oder aus 
solchem Schweröl hergestellt worden sind, 
das im Geltungsbereich dieses Tarifs ver- 
zollt worden ist. Unter den Voraussetzun- 
gen nach Buchstabe b Absatz 2 dieser An- 
merkung werden für je 100 kg des im 
Schmiermittel enthaltenen Schweröls 12,50 
DM vergütet.“ 

5. In der Anmerkung 1 Buchstaben d und e 
zu Tarifnr. 27 10 wird jeweils die Angabe 
„12,90 DM“ ersetzt durch „12,50 DM“. 


6. In der Anmerkung 1 Buchstabe f zu Ta- 
rifnr. 2710 werden die Worte „nur für 
mineralölsteuerbare Erzeugnisse gewährt, 
für die“ ersetzt durch „für mineralölsteuer- 
bare Erzeugnisse nur gewährt, wenn für 
sie“. 


7. In der Anmerkung 1 Buchstabe g zu Tarif- 
nr. 2710 werden die Worte „Buchstaben b 
Satz 2 und 3 und d“ ersetzt durch „Buch- 
stabe b Abs. 3 Satz 2 und Abs. 4 Satz 2 
sowie zu Buchstabe d“. 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach § 12 Abs. 1 des 
Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch Im Land 
Berlin. 


Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt mit dem Beginn des 
zweiten auf seine Verkündung folgenden 
Kalendermonats in Kraft. 
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Begründung 


Mit dem vorliegenden Entwurf werden Maß- 
nahmen auf dem Gebiete der Mineralölzölle 
durchgeführt, die sich im Laufe der Zeit als 
notwendig oder wünsdienswert erwiesen 
haben. Sie sind in den folgenden Ausfüh- 
rungen näher begründet. 

Zu Artikel 1 Nr. 1 

Die hier vorgeschlagene Senkung des Rohöl- 
zollsatzes trägt der Tatsache Rechnung, daß 
bei dem System der Rohölverzollung auch 
die bei der Verarbeitung des Rohöls eintre- 
tenden Verluste mit dem Zoll belastet bleiben, 
ein Umstand, der bei der Festsetzung des 
Rohölzollsatzes im Jahre 1953 nicht hinrei- 
chend gewürdigt worden war. Dieser Zoll- 
senkung kommt gerade heute besondere 
Bedeutung zu; denn sie ist geeignet, Preis- 
auftriebstendenzen entgegen zu wirken, zu 
denen die gegenwärtige Lage Anlaß bieten 
könnte. 

Zu Artikel 1 Nr. 2 

Die Anmerkung 1 Buciistabe a zu Tarifnr. 
2710 gewährt für die Rückstände Bitumen 
und Petrolkoks, die bei der Einfuhr als Fer- 
tigw-^^-^^n tariflich zollfrei sind, eine Zollver- 
gütung, wenn sic im Inland aus verzolltem 
Rohöl hergestellt werden. Damit wird 
erreicht, daß sie als Inlandserzeugnisse nicht 
schlechter gestellt sind als gleichartige Import- 
v/aren. Die gleiche Lage besteht auch bei 
Schwefel der Nr. 25 03 und 28 01 -C-1 
sowie bei Gasen der Nr. 2706, die ebenfalls 
bei der Verarbeitung von verzolltem Rohöl 
anfallen können. Deshalb soll auch für sie die 
gleiche Vergütungsregelung herbeigeführt 
werden. 

Die Vergütung erreicht bisher nicht die volle 
Höhe des Rohölzollsatzes (12,45 DM statt 
12,90 DM). Zur Vereinfachung soll sie nun- 
mehr dem Rohölzollsatz gleichgesetzt werden. 

Zu Artikel 1 Nr. 3 

Die Neufassung der Anmerkung 1 Buch- 
stabe b enthält vor allem im zweiten Satz des 
Absatzes 1 eine bedeutsame sadiliche Ände- 
rung des geltenden Rechts. Durch die soge- 
nannte Heizölnovelle vom 31. Oktober 1955 
war der Heizölbegriff im Zolltarif beseitigt 
worden. Infolgedessen fielen nunmehr auch 
die sogenannten Heizöle, für die vorher eine 


abweichende Regelung bestanden hatte, unter 
die Vergütungsregelung nach dieser Anmer- 
kung. Damit waren aber auch die soge- 
nannten Heizöle aus deutschem Rohöl, die 
bis dahin nicht vergütungsfähig gewesen 
waren, bei der Ausfuhr vergütungsfähig ge- 
worden. Das war zwar nicht angestrebt, aber 
im Interesse der Einfachheit und Klarheit 
damals in Kauf genommen worden. Unter 
den heutigen Verhältnissen ist es aber nicht 
mehr vertretbar, die Heizölausfuhr auf diese 
Weise zu begünstigen. Deshalb soll die Ver- 
gütungsfähigkeit der Heizöle aus deutschem 
Rohöl wieder beseitigt werden. Dazu kann 
man aber nicht wieder den Heizölbegriff 
einführen; denn man kann ihn heute ebenso- 
wenig wie früher abgrenzen. Die Möglich- 
keiten der Verwendung dieser „Heizöle“ zum 
Verheizen und zu anderen Zwecken über- 
schneiden sich. Man mußte daher eine Ab- 
grenzung suchen, mit deren Hilfe man mög- 
lichst viele der erfahrungsgemäß zum 
Heizen, aber möglichst wenige der erfah- 
rungsgemäß zu anderen Zwecken verwen- 
deten Mineralöle erfaßte. Eine solche mittlere 
Lösung stellt die hier vorgeschlagene Abgren- 
zung dar. 

Die Senkung des Rohölzollsatzes macht es 
erforderlich, auch den Vergütungssatz ent- 
sprechend zu senken (Absatz 3). Die Ver- 
arbeitungsverluste, die aucii mit dem Rohöl- 
zoll belastet sind, werden bei der Bemessung 
der vergütungsfähigen Menge (Absatz 4) an- 
gemessen berücksichtigt. 

Die Anmerkung 1 Buchstabe b ist durch Ein- 
fügen neuer Tatbestände und Sonderbestim- 
mungen immer umfangreicher und unüber- 
sichtlicher geworden. Sie ist daher neu und 
übersichtlicher gefaßt worden. Es enthalten 
nunmehr 

Absatz 1 die Bestimmung der vergütungsfähi- 
gen Mineralöle, und zwar Satz 1 die Regel, 
Satz 2 die Ausschließung der sogenannten 
Heizöle aus deutschem Rohöl, 

Absatz 2 die Tatbestände für die Entstehung 
des Vergütungsanspruches dem Grunde nach, 

Absatz 3 die Bestimmungen über den Ver- 
gütungssatz, wiederum Satz 1 die Regel, 
Satz 2 die Ausnahme, 

Absatz 4 die Bestimmungen über die ver- 
gütungsfähige Menge, audi hier Satz 1 die 
Regel, Satz 2 die Ausnahme, 
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Absatz 5 endlich eine Sonderbestimmung für 
vergütungsfähige Mineralöle im Freihafen- 
Lagerverkehr. 

Zu Artikel 1 Nr. 4 

Durch das 3. Zolländerungsgesetz vom 9. Au- 
gust 1956 sind auch die Mineralöle aus 
Herstellungsbetrieben im Freihafen als ver- 
gütungsfähig erklärt worden. Inzwischen hat 
sich herausgestellt, daß in den Freihafen- 
betrieben neben Mineralölen auch Schmier- 
mittel hergestellt werden. Es besteht ein wirt- 
schaftliches Bedürfnis, für sie eine entspre- 
chende Regelung wie für die Mineralöle her- 
beizuführen. Dem dient die Neufassung der 
Anmerkung 1 Buchstabe c. Auch hier ist der 
Vergütungssatz dem neuen Rohölzollsatz an- 
zupassen. 

Zu Anmerkung 1 Nr. 5 

Auch in der Anmerkung 1 Buchstaben d 
und e ist der Vergütungssatz dem Rohölzoll- 
satz anzupassen. 

Zu Artikel 1 Nr. 6 

Nach dem geltenden Wortlaut der Anmer- 
kung 1 Buchstabe f ist eine Vergütung für 


nicht steuerbare Erzeugnisse ausgeschlossen. 
Dieses Ergebnis war nicht beabsichtigt. Es 
sollte vielmehr nur für steuerbare Erzeug- 
niss>e eine Einschränkung gemacht werden. In 
dem neuen Wortlaut kommt das klar zum 
Ausdrude. 

Zu Artikel 1 Nr. 7 

Mit dieser Bestimmung wird die Anmer- 
kung 1 Buchstabe g der Neufassung der An- 
merkung 1 Buchstabe b redaktionell ange- 
paßt. 

Zu Artikel 3 

Infolge der Gesetzesänderung werden nicht 
unerhebliche Änderungen audi der verschie- 
denen Durchführungsbestimmungen erforder- 
lich werden. Sie können endgültig erst ein- 
geleitet werden, wenn die Fassung des Ge- 
setzes feststeht; sie sollten aber andererseits 
möglichst zusammen mit dm Gesetz in Kraft 
treten, um Übergangsschwierigkeiten zu ver- 
hüten, Der vorgesehene Zeitraum zwischen 
der Verkündung des Gesetzes und dem In- 
krafttreten wird nötig sein, aber auch aus- 
reichen, um diese Änderungen herbeizu- 
führen. 
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